
Bundessozialgericht

— 4 RJ 50/78 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

oooocnoo.-oosnooono oooooooo ...-un......-

Kläger und Revisionskläger,

% e g e n

...oocuoocooocooooooc.oooncoooooooooo...

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts

hat ohne mündliche Verhandlung am

54. Oktober 1978
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das

Urteil des Schleswig—Holsteinischen

Landessozialgerichts vom 41. Oktober

1977 aufgehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Schleswig—

Holsteinische Landessozialgericht

zurückverwiesen.
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Im Prozeß geht es um die Frage7 ob das klagende Land

(Kläger) von einem Rentenversicherungsträger die

Erstattung derjenigen Kosten verlangen kann, die es

für die Badekur der rentenversicherten Ehefrau eines

Beschädigten aufgewendet hat.

Der im Jahr 1906 geborene Rentner E ?

(Beschädigter) erhält als blinder Erwerbsunfähiger

Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)

einschließlich einer Pflegezulage der Stufe III.

Seine im Jahr 4909 geborene Ehefrau pflegt ihn seit

langem. Das Versorgungsamt Heide gewährte dem

Beschädigten und seiner Ehefrau auf den im Oktober

1972 gestellten Antrag hin mit Bescheiden vom
29. Januar 1973 im März und April 4973 eine Badekur.

Die für die Kur der Ehefrau entstandenen Kosten in

Höhe von 4.422,20 DM trug der Kläger.

Im November 1974 verlangte das Ve‘scrgungsamt Heide

von der Beklagten .rsatz dieser Kosten; es wies darauf

hin, daß "nach den eingesandten Unterlagen" Frau

2 ”mehr als 60 Monate Beiträge zur Sozial—

versicherung entrichtet" habe. Die Beklagte verwei—

gerte die Zahlung.

Klage und Berufung des Klägers sind ohne Erfolg

geblieben (Urteile des Sozialgerichts (SG) Kiel vom
28. Oktober 1976 und des Schlesw1g—Holsteinischen

Landessozialgerichts (LSG) vom 1?. Oktober 1977).

In den Entscheidungsgründen des angefochtenen

Urteils ist ua ausgeführt: Die Beklagte sei allen—

falls zu einer Ermessensleistung berechtigt gewesen.
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Sie verlöre jedoch ihren Ermessensspielraum, wenn die

Versorgungsverwaltung sie durch eine von ihr allein

_getroffene Entscheidung präjudizieren dürfte.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision rügt der Kläger

eine Verletzung des @ 81h BVG. Auf die Schriftsätze des

Landesversorgungsamtes Schleswig—Holstein vom 15. März

und 7. September 1978 wird Bezug genommen.

Der Kläger beantragt sinngemäß,

die Urteile des Schleswig—Holsteinischen

Landessczialgerichts vom 11. Oktober 4977

sowie des Sozialgerichts Kiel vom
28. Oktober 4976 aufzuheben und die

Beklagte zur Kostenerstattung zu
verurteilen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

Auf ihren Schriftsatz vom ii. April 1978 wird verwiesen.

Die Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,

daß der Senat ohne mündliche Verhandlung entscheidet.

II

Der erkernende Senat ist als Senat für Angelegenheiten der

Sozialversicherung — Arbeiterrentenvereicherung — zur
Entscheidung zuständig; zu Recht hat auch das Berufungs—

gericht durcn einen solchen Senat entschieden. Damit folgt

der erkennende Senat der Rechtsprechung des 1. Senats

im Lrteil vom 30. Mai 1978 - 1 RA 81/77 —.
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Die zulässige Revision des Klägers ist jedenfalls insoweit

begründet, als des drNefoch*en‚ Urteil 3ui geh0l7en und die

Sache zurückve*wiesen werden mußte.

?. Der ’lee:er stürzt den „rest zanspruc: zu Unrecht auf

% 84b BVG ir der seit 1. Juni ■960 geltenden Fassung des

27. Juni ?% ) (BGBl I 455):

‚viegsopf erversorgung

Er-Jterl. ]\'€ L‚\Tr‘y‘]J—TRJ

. n(D e ?»Hat ein„ Ve”walm

Leistungen genuhrt ‘ieh nassäräalich heraus,

erungst %reher des

öffentlisnen Recnts zur Leistung verpil ic::r.et gewesen

wäre, so net die zur Le1stungaerptl uzhteme Stelle die

Aufwendungen in dem Umfar13; zu ms tz<n1‚ wie sie ihr nach

Gesetz oder Satzung oblagen. Die Voraussetzungen dieser

Bestimmung lagen nicht vor.

Der Kläger net eine Badekur r»qurt; dies war 1e3h @ 12
\Abs 5 BV? nur zulässig, wenn die 5„i=“ul nur Erhaltung

der %higkeit der Ehefrau des Bee liniglen, den B=schä—

digten zu pfleg3n, erforder l Mc war. Zu @ l e s @

Leistung war der b;klswte Rcznte nversicherungsvräger

nicht verp lichben.

Dabei mag u„ul1 Sehen, ob die Maiekur über**uoh eine
; .! „ <-‚. -„--.;‚-u‚v-. ‚— .. . -‘“- .- ‚Leis tung u.€.L I.€..x.»elt‘fé‘ =.*:‚lv—„!‚ee-'unü „St.. AL 1‚e.';fxl■f".fä UL". aßte

‘ L’ A A7 r‘\ "
. . »nacn 3 Ja,? Aus 5 HHLHL sversicheTun■sordnan_ {RVO\ idF

des Arbei:errentenvexsieheruugs—neuregelungsgesetzes

(Ai■ NG) die vom Pennenverti“rcruugs.i‘ze. C&CU seinem

Erme:

li ehe

@ 510 BVG stellt auf eine Verpflich ung drr Versicherungs—

träg rs ab. während Sie @@1236 ff EVO idF der AYVNG nur

VOPSahen‚ daß der Rentenversicheruugsir ir Maßnahmen
gewähren “kann", lHSONEit also Üofuft NiT‚ nach sei
Ermessen zu Handeln. Au£ eine Ermesse■sle13tung hat der

Veis iche1mi _ Sieht :an von dem Fall dh‘ ung nrm;ssens—
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_5._

schrumpfung oder der “Pedu71erunc des Ermes ssens auf Null"

(BSGE 2, 1@2, 449; 9, 252, 259; 28, 80, 85; 50, 144, 150,

Meyer-Ladewig, SGG Anm 54 zu @ 54) einmal ab — keinen

Anspruch; er kann nur die flichtgemäße Ausübung des

Ernessens verlangen (jetzt I Q 39 Abs 1 Satz 2 Sozial—

gesetzbuch —SGB—), cht abe r die Leisiung als solche.

Der Versicherungsträger ist zunächst nur zu dieser
Ermessensausübung. nicht aber, v r dieser Ausübung,

zur Gewährung der Leistung \rerpflichtet. Nun hat aller“

dings das 'undessozLargerich (BSG) zu € ?8c Abs 6 Satz 2
BVG in der ab 4. Januar 49?/2 geltenden Fassung des Dritten

Anpassungsgesetzes—KOV vom 46„ Dezember 1971 (BGBl I 1985)

entschieden, für den Ersatzanspruch des Versorgungsträgers

reiche es aus, daß der in Anspruch genommene Versicherungs—

träger nach pflichtgemäßem Ermessen b wechtigt gewesen sei,

eire Geldleistung an seinen Versicherten zu erbringen

(SozR 3400 S 180 Nr @; Urteile vom 30„ Mai ?978 - 4 RA 81/77-

und vom 31. Mai 1978 - 5 RKn 36/76 —). Das gleiche kann

aber nicht für 5 81h BVG gelten, dessen Fassung i-n dem
hier entscheidenden Punkt wesentlich abweicht. Während

@ 18c Abs 6 Satz 2 BVG darauf abstellt, ob der andere
Le1stungsträger eine Leistung nicht "erbringt", kommt es
nach 5 81b BVG darauf an, ob der Versioherungsträger zur

Leistung "Verpflichtet" ist„ Im ersten Fall ist die tatsächn

liche haushalterochtiiche Einsp ar11ng, im zweiten Fall die

Nichterfüllung ez1ner Reohtspflic.ht Grund des Ersetzen—

spruches.

Die beiden Leistungen unterscheiden sich wesentlich auch

nach Voraussetzungen und Zweck, Die Badekur muß zur

Erhaltung der "Pflegefähigkeit" erforderlich sein, die

Heilbehandlung setz; voraus, daß die “Erwerbsfähigkeit”

gefährdet oder gemindert ist„ Zweck der einen Leistung ist

es, die Pflegefähigkeit zu bewahren, Zweck der anderen, die

Erwerbs€ähigkeit zu erhalten.
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Sind aber die beiden Leistungen — Badekur nach 5 12 Abs 5

BVG und Heilbehandlung nach 5 1257 Abs 2 RVO idF des ArVNG—

nach Rechtsnatur, Voraussetzungen und Zweck so verschieden,

dann war die Beklagte nicht an Stelle des Klägers zur
Gewährung der Badekur verpflichtet; ein Ersatzanspruch des

Klägers nach 5 81 b BVG scheidet deshalb schon aus diesem
Grund aus.

Außerdem ist hier die Voraussetzung des 5 81b BVG, daß die

Leistungsverpflichtung des Versicherungsträgers sich "nach—

träglich" herausgestellt hat, nicht erfüllt. Ein eingeschränk—

ter Anspruch der Ehefrau des Beschädigten gegen die Beklagte

bestand, wenn er überhaupt gegeben war, bereits am
29. Januar 1975 (Bescheid des Versorgungsamtes). Der Kläger

mag das nicht erkannt haben; doch hatte er bei der ihm nach

5 12 Abs 5 Satz 2 iVm % 10 Abs 6 Buchstabe a BVG obliegenden
Prüfung zu untersuchen, ob die Ehefrau des Beschädigten gegen

einen Sozialversicherungsträger einen Anspruch auf eine ent—

sprechende Leistung hatte; war das der Fall, bestand kein

Anlaß zur Gewährung einer Badekur nach dem BVG. Wenn der

Kläger solche Ermittlungen nicht sofort, sondern erst

1 1/2 Jahre später — im September 1974 — vorgenommen hat,

dann lag ein Fall des % 81b BVG nicht vor. Insoweit

schließt sich der Senat der Rechtsauffassung des 10. Senats

(SozR 3100 5 81b Nr 9) an, daß @ 81b BVG nur die Fälle

erfaßt, in denen die Versorgungsverwaltung die wahre Rechts—

lage nicht erkennen k o n n t e , daß die Vorschrift aber

nicht für eine Korrektur von Fehlleistungen gedacht ist,
die durch eine vorschriftswidrige Verwaltungspraxis entstan—

den sind.

2. Zwar hat der Kläger erklärt, er stütze das Klagebegehren
(nur) auf 5 81b BVG. Aber der Senat hat das Vorbringen der

Beteiligten unter jedem möglichen rechtlichen Gesichtspunkt

zu prüfen. Diese Prüfung ergibt, daß die Klage nach 5 18c
Abs 6 Satz 2 BVG begründet sein könnte, daß aber insoweit

noch tatsächliche Feststellungen fehlen.

..7_
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5 18c Abs 6 Satz 2 BVG sieht für den Fall, daß

—I‘€‘; ’}

träger eine Zuschuß— oder sonstige Geldleistung

\
LJ.

)

‘.1
.ein anderer öffentlich ‚C cher Leistungs—(

nicht erbringt, weil bereits auf Grund des BVG

eine Sachieistung gewährt wird, vor‚ daß der

andere Träger den Betrag der Aufwendungen zu

ersetzen hat, den er sonst als Leistung gewährt

hätte. Da der Kläger der E„efrau des Beschädig—
F %ten eine Saohleistung in u€StäiL eer adekur

+
h

@

gewährt hat, kommt es daran an, ob d

wegen dieser Badekur eine 3igene Leistung

erspart hat.

Die Beklagte hat eine "Zuechun— On€f sonstige

ldieietvng" aueh denn erepart„ wenn ihre in

@ » eine

0 id? des

ArVNG « eine Sachleistung war; denn sie war

|..
J.ie in Frage kommende Le stuni

m (t
;

}.
.J

‘.
‚V

(T (T [" g, 5 {l
5

}.
— % O

T
]

‘ v

;3 C
D

0 D C
0" A \) \ .\ ? L) „] |\
) LU <
:

’Dauch zur Gewährung von Kosg‚nzuschüssen

berechtigt {BSGE 27, 54, 36 f; 29, 155, 455;
BSG in 8023 Nr 7 zu @ 1257; Urteil vom 50„ Mai

1978 @RA81/77_).

!

Ob die Gewährung eines eoLcuen Zueohusses von

einem Antrag der Ehefrau des Besohédigten

abhängig gewesen wäre, ist für aie Brage des

Ersatzansprnches ohne Bedeutun; (55% in Soz€

5400 @ i8c Nrn %, 5, €; LSG? q+‚ 1ä5, 166 157;
Urteil vom 50. Mai 49?8).

Schließlich kommt es auch nicht i_rauf er, daß

es sich um eine Ermeseeneieistung genanäelt

hätte (das ist Oben zu € ö”b BVG
und ob die Bedekur in einem anergntntsn Heil-

badeort durchgeführt wurde QBSGE u4‚ “39,

137)-
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Entgegen der Reohtsauffassung des Berufungs gerichts

besteht ein Ersatzanspruch nach 5 180 Abs 6 Satz 2 BVG

nicht nur dann‚ "wenn und soweit eine aussch11e£liehe oder

wenigstens vorrangige Leistungspflieht des anderen Sozial—

leistungsträgers
... festgestellt werden kann". Für eine

solche Annahme ergibt 8 if■l kein Anhalts\unkt aus dem

Gesetz. % 18c Abs 6 Satz 2 BVG stellt allein auf die

(tatsächliche) Einsparung von Geldleistungen ab, die der

andere Leistungsträger an sich hätte erbringen müssen.

Dabei mag dehinstehen, ob ein ausdrücklich nur nach—

rangig verpflicnteter Versicherungsträger Ersatz leisten

müßte. Jedenf 115 besteht eine E‘satzpflieht auch dann,

wenn im Gesetz zwischen den Aufgaben der Ver3or gur

verwaltung und denen des anderen Leistungs tr e1s kein

Rangverhältnis festgelegt ist.

1Die Heil be1anu1dn des Versi01e1ungs ägers nacn den

@@1256 ff EVOidF 1133ArVNGwar 313 Kann«13,31.ung
gegenüber der ebenfalls zu den Kann- Leistung n 5;ehoörenden

Badekur des Klägers nach 5 12 Abs 5 BVG jedenfalls nicht
nachrangig° Es würde naheliegen, daß die beiden Leis tun—

gen, die nach Voraussetzungen und Zweck, nach dem Status

des Berechtigten und nach der Einordnung des lerpflichte—

ten in des Sozial lei ungest"te1 so unterseiiedlien waren,
in keinem Rengverhäl tnis zueinander stann‚

könnte sich aus S 10 Abs 6 Buchst a BVG ei
Pflicht des SOZi&1VGF‘lCtBT 1ngsträgers erg1'ln

Für die Entscheidung kommt es sonach darauf an. 02
Beklagte eine Geldleistung an d:e Ete irau des Beschä:ig—

ten deshalb nicht erbracht hat, Weil der Kläger dieser

eine Badekur gewährt hat, mit anderen Worten. ob die

Beklagte, wäre der Kläg er nicht einp;et rveten, d r he

des Beschädigten (im Frühjanr 19733 im Ermess ensaege

einen Zuschuß zu einer Badekur gewährt hätte. Die 1er
Beantwortung dieser Frage «“tjroe*licha Tatsa;@en hat

das Berv1fungsgericht. — von seinem Rechtsstandpunkt aus

‚9.
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folgerichtig — nicht festgestellt. Es wird das nachholen
müssen.

Zunächst ist festzustellen, ob der Tatbestand des 5 4256
Abs 4 BVG idF des ArVNG erfüllt war, ob also die Ehefrau

Versorgungsberechtigten Rentenversicherte war und die

rentenversicherungsrechtlichen Voraussetzungen für einen

Kostenzuschuß erfüllt hatte, ob ihre Erwerbsfähigkeit
(nicht ihre Pflegefähigkeit iS des @ 42 Abs 3 BVG)

gefährdet oder gemindert war und ob die Badekur das

geeignete Mittel war, diese Erwerbsfähigkeit zu erhalten,

wesentlich zu bessern oder wiederherzustellen. War das

nicht der Fall, dann hätte die Beklagte einen Kosten—

zuschuß nicht gewähren dürfe en; das klagende Land hätte

keinen Anspruch auf Auwfwendungseersa tz

Waren dagegen die rechtlichen Voraussetzungen für einen

Kostenzuschuß zur Badekur gegeben und ist die Beklagte

zur Zahlung dieses Zuschusses weiterhin nicht bereit, so

wird sie ihre Gründe für die Ablehnung mitzuteilen haben.

Das Berufungsgericht wird.diese Gründe dann in entsprechen—

der Anwendung des 5 54 Abs 2 Satz 2 S zialgerichtsgesetz
(SGG) auf Ermessensfehler prüfen müssen (vgl Urteil des

BSG vom 54. Mai 4978 — 5 RKn 36/76 —}. Ergibt diese
Prüfung, daß mindestens einer der von der Beklagten vor—

getragenen Gründe ermessensfehlerfrei ist, dann ist davon

auszugehen, daß die Beklagte keinen Zuschuß gewährt hätte;

der Ersatzansprurzl; des klagenden Landes ist denn unbegrün—

det. Rechtfertigen da gegen keinerlei e1messensfehle1 freie

Gründe die Ablehnung, dann muß die Beklagte sich so
behandeln lassen, als hätte sie den Kostenzuschuß gewährt;

der Anspruch des klagenden Landes ist dann begründet.

5. Ein neben den genannten Vorschriften grundsätz Mi h

möglicher allgemeiner öffentlich-rechtlicher Ersta tt ungs-

anspruc h könnte nicht weiter reichen als die Spezialvor—

schriften der 55 84b und 480 Abs 6 Satz 2 BVG. Darin

— 40
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folgt der Senat der Rechtsprechung des 10. Senats (SozR

5100 5 81 b Nr 9).

4. Die Sache war an das Berufungsgericht zurückzuverweisen;

dieses wird auch über die Kosten des Verfahrens entscheiden.
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